[bookmark: _GoBack]Max Mustermann						           Musterstadt, den 10.07.2025
Hauptstraße 1
12345 Musterstadt


An das
Polizeipräsidium Münster
z.Hd. Frau Polizeipräsidentin Alexandra Dorndorf
Friesenring 43
48147 Münster



Dienstaufsichtsbeschwerde gegen die Polizisten, die an der polizeilichen Maßnahme gegen mich am 05.07.2025 auf der Hafenstraße in Münster beteiligt waren



Guten Tag Frau Polizeipräsidentin!

Hiermit erhebe ich gegen die mir namentlich nicht bekannten Polizisten, die die polizeiliche Maßnahme u.a. gegen mich am 05.07.2025 um ca. 16.15 Uhr angeordnet bzw. durchgeführt haben, Dienstaufsichtsbeschwerde.

Sachverhalt:

Ich war am 05.07.2025 Teilnehmer der Demonstration des Freundeskreises Siegfried Borchardt zum Thema „Stoppt den Hass gegen einen Toten: Für eine würdige Grabstätte für Siegfried Borchardt!“.

Etwa auf halber Strecke zwischen dem Auftaktort Berliner Platz und dem Zwischenkundgebungsort am Ludgerikreisel wurde der Demonstrationszug um ca. 15.00 Uhr auf der Hafenstraße von der Polizei angehalten. Um ca. 16.15 Uhr begannen BFE-Einheiten plötzlich damit, einzelne Teilnehmer aus der Demonstration herauszuholen, darunter auch mich.

Ich wurde ohne vorherige Ansprache direkt mit körperlicher Gewalt aus dem Demonstrationszug herausgeholt, indem mich zwei BFE-Polizisten jeweils links und rechts am Arm packten und abführten. Anschließend wurde ich in eine „Kontrollstraße“ gebracht, wo meine Personalien kontrolliert wurden, außerdem wurde ich körperlich durchsucht. Nach Abschluss der Maßnahmen konnte ich wieder an der Versammlung teilnehmen.

Die Maßnahme wurde mir gegenüber damit begründet, dass der Verdacht bestehe, ich könne gegen § 18 Abs. 1 Nr. 2 VersG NRW verstoßen haben, indem ich während der Versammlung eine schwarz-weiß-rote Fahne getragen haben soll. Das Mitführen von schwarz-weiß-roten Fahnen während einer Versammlung erfüllt jedoch keinen Straftatbestand und ist auch nicht vorab durch eine beschränkende Verfügung untersagt worden. 

Die Strafbarkeitsvoraussetzungen des § 18 Abs. 1 Nr. 2 VersG NRW, nämlich ein paramilitärisches Auftreten, welches Gewaltbereitschaft vermittelt und dadurch einschüchternd wirkt, war auf der Versammlung in keinster Weise gegeben. Ich hatte vielmehr den Eindruck, dass es sich bei der Polizeimaßnahme um eine reine Schikane handelte, welche einschüchternd auf die Versammlungsteilnehmer wirken sollte.

Das Herausholen aus dem Demonstrationszug und Verbringen in die „Kontrollstraße“ geschah zudem in aller Öffentlichkeit und während der Anwesenheit zahlreicher Medienvertreter, sodass durch die Maßnahme eine besondere öffentliche Prangerwirkung erzielt wurde, was seitens der Polizei anscheinend auch genauso beabsichtigt war.  

Rechtliche Würdigung:

Die Maßnahme war unangemessen, unverhältnismäßig, rechtswidrig und gegebenenfalls sogar strafbar (in Betracht kommt z.B. eine Nötigung im Amt sowie eine Verfolgung Unschuldiger). 

Ich fordere hiermit eine Erklärung seitens der verantwortlichen Polizeibeamten mit dem Inhalt, dass die Rechtswidrigkeit der Maßnahme eingeräumt und ein gesetzeskonformes Verhalten in der Zukunft zugesichert wird sowie eine persönliche Entschuldigung. 

Bitte bestätigen Sie mir den Eingang dieses Schreibens. Darüber hinaus bitte ich darum, mir nach Abschluss Ihrer Untersuchung das Ergebnis mitzuteilen.

Mit freundlichen Grüßen,


Max Mustermann
